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Gebiet der Wirtschaft und der Entwicklung als Mittel zur Herbeiführung der vollständigen
Integration Afghanistans in die regionale Dynamik und die Weltwirtschaft zu fördern;

33. fordert unter Verweis auf die historische Rolle Afghanistans als Landbrücke in
Asien eine Verstärkung des Prozesses der regionalen wirtschaftlichen Zusammenarbeit, dar-
unter Maßnahmen zur Erleichterung des regionalen Handels, zur Erhöhung der Auslandsin-
vestitionen und zum Aufbau der Infrastruktur;

34. anerkennt die Wichtigkeit der freiwilligen, sicheren und geordneten Rückkehr
und der dauerhaften Wiedereingliederung der verbleibenden afghanischen Flüchtlinge für
die Stabilität des Landes und der Region und ruft zur Fortsetzung und Ausweitung der dies-
bezüglichen internationalen Hilfe auf;

35. bekräftigt die Wichtigkeit der freiwilligen, sicheren und geordneten Rückkehr
und der dauerhaften Wiedereingliederung der Binnenvertriebenen;

36. ersucht den Generalsekretär, dem Rat alle drei Monate über die Entwicklungen in
Afghanistan Bericht zu erstatten und zur Aufnahme in seinen nächsten Bericht Kriterien für
die Messung und Verfolgung der Fortschritte bei der Erfüllung des Mandats und der Priori-
täten der Mission, die in Ziffer 4 dargelegt sind, zu entwickeln, und fordert alle betroffenen
Akteure auf, mit der Mission in diesem Prozess zusammenzuarbeiten;

37. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befasst zu bleiben.

Auf der 6098. Sitzung einstimmig verabschiedet.

Beschlüsse

Auf seiner 6154. Sitzung am 30. Juni 2009 beschloss der Sicherheitsrat, die Vertreter
Afghanistans, Australiens, Deutschlands, Indiens, Irans (Islamische Republik), Italiens, Ka-
nadas (Minister für auswärtige Angelegenheiten), Neuseelands, der Niederlande, Norwe-
gens, Pakistans und der Tschechischen Republik gemäß Regel 37 seiner vorläufigen Ge-
schäftsordnung einzuladen, ohne Stimmrecht an der Erörterung des folgenden Punktes teil-
zunehmen:

„Die Situation in Afghanistan

Bericht des Generalsekretärs über die Situation in Afghanistan und ihre Auswir-
kungen auf den Weltfrieden und die internationale Sicherheit (S/2009/323)“.

Auf derselben Sitzung beschloss der Rat außerdem, wie zuvor in Konsultationen ver-
einbart, Herrn Kai Eide, den Sonderbeauftragten des Generalsekretärs für Afghanistan und
Leiter der Hilfsmission der Vereinten Nationen in Afghanistan, gemäß Regel 39 seiner vor-
läufigen Geschäftsordnung zur Teilnahme einzuladen.

Auf seiner 6162. Sitzung am 15. Juli 2009 beschloss der Rat, den Vertreter Afghani-
stans gemäß Regel 37 seiner vorläufigen Geschäftsordnung einzuladen, ohne Stimmrecht an
der Erörterung des folgenden Punktes teilzunehmen:

„Die Situation in Afghanistan

Bericht des Generalsekretärs über die Situation in Afghanistan und ihre Auswir-
kungen auf den Weltfrieden und die internationale Sicherheit (S/2009/323)“.

Auf derselben Sitzung gab der Präsident im Anschluss an Konsultationen unter den
Mitgliedern des Sicherheitsrats im Namen des Rates die folgende Erklärung ab175:

„Der Sicherheitsrat begrüßt die unter afghanischer Führung laufenden Vorberei-
tungen für die bevorstehenden Präsidentschafts- und Provinzratswahlen und betont,
wie wichtig es ist, dass die Wahlen frei, fair, transparent, glaubwürdig und sicher sind
und alle Seiten einschließen. Der Rat fordert außerdem das Volk Afghanistans auf, die-
se historische Gelegenheit für alle Afghanen, ihrer Stimme Gehör zu verschaffen, zu
ergreifen und sein Wahlrecht auszuüben. Der Rat fordert alle beteiligten Parteien zur

175 S/PRST/2009/21.
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Einhaltung der Grundprinzipien auf, die im Wahlgesetz und allen anderen einschlägi-
gen Vorschriften, im Dekret des Präsidenten über die Nichteinmischung in Wahlange-
legenheiten und in den vom Sonderbeauftragten des Generalsekretärs für Afghanistan
aufgestellten Leitlinien zur Gewährleistung eines glaubwürdigen Wahlprozesses nie-
dergelegt sind. Er bekräftigt, dass die Regierung Afghanistans und die afghanische Un-
abhängige Wahlkommission die Hauptverantwortung dafür tragen, mit aktiver Unter-
stützung der internationalen Gemeinschaft die für die Wahlen erforderlichen Bedin-
gungen zu schaffen. Der Rat begrüßt die Absicht der internationalen Partner, ein-
schließlich der Europäischen Union und der Organisation für Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europa, auf Ersuchen der Regierung Afghanistans Wahlbeobachtungs-
missionen und Unterstützungsteams zu entsenden. Der Rat betont, wie wichtig ein si-
cheres Umfeld für die Abhaltung der Wahlen ist, verurteilt diejenigen, die zur Gewalt
greifen, um den Wahlprozess zu behindern, und ermutigt die Regierung, in Anerken-
nung ihrer derzeitigen Anstrengungen, mit Unterstützung der Internationalen Sicher-
heitsbeistandstruppe weitere Anstrengungen zur Gewährleistung der Sicherheit wäh-
rend der Wahlperiode zu unternehmen.

Der Rat begrüßt es, dass die internationale Gemeinschaft jüngst in verschiedenen
Foren, darunter in Moskau, Den Haag, Ankara, Straßburg/Kehl, Washington, Islama-
bad, Teheran, Jekaterinburg und Triest, verstärkte Entschlossenheit gezeigt hat, der
Regierung Afghanistans beim Aufbau eines stabilen, prosperierenden und in seine Re-
gion gut integrierten Afghanistan behilflich zu sein.

Der Rat unterstreicht die zentrale Rolle der Hilfsmission der Vereinten Nationen
in Afghanistan und des Sonderbeauftragten des Generalsekretärs bei der Leitung und
Koordinierung der internationalen zivilen Maßnahmen in Afghanistan und nimmt
Kenntnis von der in der Haager Konferenz zum Ausdruck gebrachten Erwartung, dass
die Präsenz der Mission ausgeweitet werde. Diesbezüglich bekundet der Rat seine Un-
terstützung für die Absicht des Generalsekretärs, die Mission 2009 weiter zu verstär-
ken, und bittet den Generalsekretär, weitere Einzelheiten über seine Vorschläge vorzu-
legen.

Der Rat begrüßt die Fortschritte, die die Regierung Afghanistans in dem von dem
jüngsten Bericht des Generalsekretärs176 erfassten Zeitraum bei der Umsetzung des Af-
ghanistan-Paktes165 und der Nationalen Entwicklungsstrategie für Afghanistan erzielt
hat, legt der Regierung nahe, verstärkte Anstrengungen zur Bewältigung der Probleme
in den Bereichen Sicherheit, Regierungswesen, Rechtsstaatlichkeit und Menschen-
rechte, einschließlich der Gleichstellung der Geschlechter, sowie wirtschaftliche und
soziale Entwicklung und in der übergreifenden Frage der Drogenbekämpfung zu un-
ternehmen, und fordert die internationale Gemeinschaft auf, die diesbezüglichen An-
strengungen der Regierung, einschließlich der Bereitstellung humanitärer Hilfe, weiter
zu unterstützen. Der Rat erinnert an die auf der Pariser Konferenz festgelegten und auf
der Haager Konferenz bekräftigten Prioritäten und betont, wie wichtig es ist, die für
Fortschritte in diesen Vorrangbereichen erforderliche ausreichende Unterstützung zu
gewähren.

Der Rat nimmt Kenntnis vom Stand der Entwicklung von Kriterien für die Mes-
sung und Verfolgung der Fortschritte bei der Umsetzung des Mandats und der Priori-
täten der Mission und gibt seiner Hoffnung Ausdruck, dass diese Arbeit in Absprache
mit allen beteiligten Akteuren vollendet und das Ergebnis in den nächsten Bericht des
Generalsekretärs aufgenommen wird.“

_____________________

176 S/2009/323.




